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Der Bundesminister 

für Gesundheitswesen l^acl Godesberg, den 18, Juni 1965 

III A 4 - 8442 - 3 - 4 65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Abwässerbeseitigung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Dr. Imle und Genossen 
— Drucksache IV/3503 — 


Im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesressorts beant- 
worte ich die Kleine Anträge wie folgt: 

Zu l.a) 

Ein Plan amtlicher Stellen zur Ableitung aller Abwässer des 
Büdenseegebietes, des Rheines, seiner Nebenflüsse und des 
Ruhrgebietes durch einen Sainmelkanal in die Nordsee besteht 
nicht. 

Für das Bodenseegebiet hat die Internationale Gewässerschutz- 
kommission für den Bodensee die Möglichkeit untersucht, die 
Abwässer in einer Ringleitung zu sammeln und nach gemein- 
samer Reinigung unterhalb des Sees in den Rhein einzuleiten 
und so den See zu entlasten. Es hat sich dabei ergeben, daß die 
Kosten einer solchen Lösung sehr hoch, die Vorteile für den 
See selbst aber --- nach dem Stand der heutigen Erkenntnisse - - 
relativ gering sein werden. 

Zu l.b) 

Ini März dieses Jahres hat in Öberlingen/Bodensee ein soge- 
nannter Arbeitskreis „Bundesabwasserkanal" getagt. Er scheint 
den Bau eines Sammelkanals für Teile des Bundesgebietes an- 
zustreben. Nach Auskunft der Landesregierung von Baden- 
Württemberg steht er mit den staatlichen oder kommunalen 
Stellen, die mit der Reinhaltung des Bodensees amtlich befaßt 
sind, nicht in Verbindung-, er ist ein rein privates Vorhaben. 

Die Vorgänge sind der Bundesregierung durch Pressemeldun- 
gen und durch persönliche Mitteilung einiger Teilnehmer der 
öberlinger Tagung nachträglich bekanntgeworden. 
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Zu 2. 

Die Bundesregierung hält den Grundgedanken eines Planes, 
die Abwässer des gesamten Rheingebietes mit Fernleitungen 
zur Nordsee zu leiten, für verfehlt und für utopisch. Eine solche 
Maßnahme wäre keine echte Lösung im Sinne des Gewässer- 
schutzes, sondern würde nur die Probleme an andere Stellen 
verlagern. Es ist im übrigen eine Illusion anzunehmen, die an- 
fallenden Abwassermengen ließen sich mit wirtschaftlich ver- 
tretbarem Aufwand über große Entfernungen in Fernleitungen 
ableiten. Daher ist der Gedanke eines Abwasserkanals zur 
Nordsee, soweit die Bundesregierung unterrichtet ist, schon in 
der Beratung in Überlingen von den Fachleuten abgelehnt 
worden. Die Bundesregierung steht nach wie vor auf dem Stand- 
punkt, daß alle Abwässer gereinigt werden müssen. 

Zu 3. a) 

Die Bundesregierung ist an den Vorarbeiten des Arbeitskreises 
„Bundesabwasserkanal" nicht beteiligt worden. 

Zu 3. b) 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang auf die 
Verhandlungen des Landtages von Baden-Württemberg vom 
8. April 1965 hin, der sich bereits mit dem sogenannten Arbeits- 
kreis „Bundesabwasserkanal" befaßt hat, und zwar mit nega- 
tivem Ergebnis. Soweit sich andere Landesregierungen zu 
diesem Gedanken positiv äußern sollten, ist die Bundesregie- 
rung bereit, den Bundestag zu einem späteren Zeitpunkt darüber 
zu unterrichten. 


Schwarzhaupt 



